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(Nr. 14404.) Geſetz zur Anderung des Preußiſchen Wohnungsgeſetzes. Vom 20. Dezember 1937. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


In dem Wohnungsgeſetze vom 28. März 1918 (Geſetzſamml. S. 23) in der Faſſung des 
Geſetzes vom 27. Dezember 1935 (Geſetzſamml. S. 159) erhält Artikel 2 folgende Faſſung: 


Artikel 2. 
Enteignung für die Geſundung von Wohnvierteln uſw. 


Soweit für die Geſundung von Wohnvierteln, Häuſerblöcken und dergleichen der erforderliche 
Grund und Boden bis zum 31. Dezember 1939 im Enteignungsweg in Anſpruch genommen werden 
muß, wird die Zuläſſigkeit der Enteignung durch den Wirtſchaftsminiſter ausgeſprochen. Das Ent⸗ 
eignungsverfahren erfolgt in ſolchen Fällen nach den Vorſchriften des Geſetzes über ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren vom 26. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 211). 


Berlin, den 20. Dezember 1937. 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Seldte. 


zugleich als Wirtſchaftsminiſter. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 20. Dezember 1937. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


Gefepfammlung 1937 (14 404 — 14 407). 21 


166 Preuß. Geſetzſammlung 1937. Nr. 21, ausgegeben am 22. 12. 37. 


(Nr. 14405.) Polizeiverordnung über die Ausübung des Friſeurhandwerkes. Vom 6. Dezember 1937. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird für 
das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


8 1. 

(1) Die zur Ausübung des Friſeurhandwerkes beſtimmten Räume müſſen nach außen lüftbar 
fein, ausreichende Tageslichtbeleuchtung haben und erforderlichenfalls hinreichend künſtlich zu be- 
leuchten ſein. Die Ausübung des Friſeurhandwerkes in Kellerräumen, ſoweit dieſe nicht zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen zugelaſſen ſind, auf Höfen, in Durchgängen, Schuppen, Holz⸗ 
buden, Scheunen, Ställen, Wohnwagen, Garagen und dergl. iſt verboten. Die Räume dürfen zu 
anderen Zwecken, namentlich zum Schlafen, Wohnen und Kochen, nicht benutzt werden. Haustiere 
in ihnen zu halten, iſt verboten. 


(2) Iſt das Gebäude, in dem der Betrieb ausgeübt wird, an eine zentrale Waſſerleitung an⸗ 
geſchloſſen, ſo müſſen auch in den Betriebsräumen ſelbſt Anſchlüſſe vorhanden ſein, die das Reinigen 
der Hände und der Geräte mit fließendem Waſſer bequem ermöglichen. Beim Fehlen zentraler 
Waſſerverſorgung ſind geeignete Waſſerbehälter mit Zapfhahn aufzuſtellen, die mindeſtens einmal 
täglich zu reinigen und mit friſchem, reinem Brunnenwaſſer zu füllen ſind. 


(3) Für eine geſundheitlich einwandfreie Beſeitigung des gebrauchten Waſſers und der Abfälle 
iſt zu ſorgen. Iſt das Grundſtück an eine zentrale Entwäſſerung angeſchloſſen oder beſitzt es eine 
eigene Klärgrube, ſo müſſen auch die Betriebsräume zur ſofortigen Beſeitigung des gebrauchten 
Waſſers mit einem bequem erreichbaren Waſſerablauf (Ausgußbecken) verſehen ſein; andernfalls 
muß zur vorläufigen Aufbewahrung des gebrauchten Waſſers ein mit Deckel verſehenes, auch außen 
abwaſchbares, ſauber ausſehendes Metall- oder Emaillegefäß vorhanden fein. Haare und ſonſtige 
Abfälle, die nicht ſofort hygieniſch einwandfrei beſeitigt werden können, ſind in einem dicht ſchließen⸗ 
den Behälter aufzubewahren. Die Aufbewahrungsbehälter ſind täglich mindeſtens einmal zu 
entleeren. 

| § 2. 

Die Wände der Arbeitsräume müſſen mindeſtens bis zur Höhe von 1,80 m mit einem ab- 
waſchbaren Olfarbenanſtrich oder mit einer waſſerundurchläſſigen Verkleidung verſehen ſein. Der 
Fußboden iſt mindeſtens einmal am Tage feucht aufzuwaſchen. Hunde dürfen in die Betriebsräume 
nicht mitgenommen werden. 


8 3. 
Der Betriebsführer darf Perſonen, von denen er weiß oder wiſſen muß, daß ſie an einer 
anſteckenden oder ekelerregenden Krankheit leiden, nicht beſchäftigen. Iſt der Inhaber ſelbſt mit 
einer ſolchen Krankheit behaftet, ſo darf auch er Kunden nicht bedienen. 


8 4. 

Vor Bedienung eines Kunden hat ſich der Bedienende die Hände mit Waſſer und Seife unter 
Verwendung einer Nagelbürſte gut zu reinigen. Die Hände ſind mit ſauberen Tüchern abzutrocknen, 
die Fingernägel kurz geſchnitten zu halten. Bei der Arbeit iſt ſtets ſaubere, möglichſt helle, waſch— 
bare Kleidung, am beſten in Mantelform, zu tragen. 


8 5. 

Die Kopfſtütze des Stuhles iſt mit reinem, unbedrucktem Papier zu belegen, das für jeden 
Kunden zu erneuern iſt. Die beim Raſieren vorgeſteckten Servietten dürfen, wenn ſie auch zum 
Trocknen des Geſichts nach dem Raſieren benutzt werden ſollen, vorher nicht bei einem anderen 
Kunden benutzt worden ſein. Gegen die Berührung mit ſchon bei anderen verwendeten Tüchern 
und Mänteln iſt der Hals des Kunden durch das Einſtecken reiner Watte- oder Papierſtreifen zu 
ſchützen. Zur Aufnahme der gebrauchten Wäſche muß im Arbeitsraum jederzeit ein mit gut 
ſchließendem Deckel verſehener Behälter bereitſtehen. 
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§ 6. 

(1) Raſiermeſſer, Scheren, Haarſchneidemaſchinen, Bürſten, Kämme und Nackenpinſel dürfen 
nur in reinem Zuſtande verwendet werden. Auf peinliche Sauberkeit des Seifennapfs iſt zu achten. 
Kann zum Einſeifen nicht ein neuer ungebrauchter oder ein dem Kunden gehöriger Pinſel ver⸗ 
wendet werden, ſo darf das Einſeifen nur mit der Hand erfolgen. Neu beſchaffte Pinſel ſind vor 
ihrer erſten Verwendung gründlich mit heißem Waſſer zu reinigen. Die Verwendung von Stück 
ſeife zum unmittelbaren Einreiben iſt verboten, wenn ſie dem allgemeinen Gebrauche dienen ſoll. 
Zum Abwaſchen des verbliebenen Seifenſchaums dürfen für den allgemeinen Gebrauch vorgeſehene 
Schwämme nicht benutzt werden. Werden zur Reinigung nach dem Raſieren Waſchläppchen ver⸗ 
wendet, ſo iſt für jeden Kunden ein friſch gewaſchenes und gebügeltes Stück zu benutzen. Das Ein⸗ 
pudern darf nur mit Puderzerſtäuber oder reinen, friſchen Wattebäuſchen erfolgen. 

(2) Etwa beim Raſieren entſtandene blutende Verletzungen der Haut darf der Bedienende 
nicht mit den Fingern berühren. Zur Blutſtillung dürfen nur aus reinen Vorratsbehältern jeweils 
friſch entnommene, mit Alaunpulver beſtreute Wattetupfer verwendet werden. 

(3) Kopfwalzen und Bartbürſten dürfen nicht für mehrere Kunden verwendet werden. 


ST. 

() Alle Geräte müſſen fauber fein. Sie find unbedingt nach jeder Benutzung wenigſtens 
mechaniſch, mindeſtens einmal am Tage aber gründlich zu reinigen. 

(2) Zur gründlichen Reinigung find ſchneidende Geräte, gegebenenfalls nach dem Aus- 
einandernehmen, mit Wattebäuſchchen abzureiben, die in Sprit mit einem Weingeiſtgehalte von 
60 bis 70 Raumhundertteilen (hergeſtellt durch Vermiſchen von 340 cem Sprit von 95 Raum⸗ 
hundertteilen mit 160 cem Waſſer) getränkt worden ſind. An Stelle dieſes (unvollſtändig vergällten, 
verſteuerten) Alkohols kann auch Propylalkohol von 40 Raumhundertteilen oder Brennſpiritus, 
dem ein Teil Waſſer auf 3 Teile Brennſpiritus zuzuſetzen iſt, benutzt werden. Kämme, Bürſten uſw. 
ſind mit warmer zweiprozentiger Sodalöſung auszuwaſchen und dann zu trocknen. 


. § 8. 

Die Vorſchriften des $ 6 Abſ. 1 und 2 und § 7 gelten nicht, ſoweit Kunden mit ihrem eigenen 
Gerät und ihrer eigenen Seife bedient werden; jedoch iſt auch in dieſem Falle auf größte Sauberkeit 
zu achten. Sind Gerät und Seife bei dem Betriebsinhaber zum perſönlichen Gebrauch hinterlegt, 
ſo dürfen ſie nicht zur Bedienung anderer Perſonen benutzt und müſſen abgeſondert aufbewahrt 
werden. 

89. 

(1) Beim Herſtellen ſogenannter Waſſerwellen dürfen nur unentflammbare Kämme ber- 
wendet werden. Zum Waſchen, zum Trocknen und zur ſonſtigen Behandlung der Haare iſt die Be⸗ 
nutzung von Ather, Aceton, Eſſigäther, Kohlenwaſſerſtoffen (insbeſondere von Petroläther, Benzin, 
Ligroin, Naphtha, Benzol, Toluol und chlorierten Kohlenwaſſerſtoffen, wie z. B. Tetrachlorkohlen⸗ 
ſtoff) ſowie von Gemiſchen und Zubereitungen dieſer Stoffe verboten. Unter dieſes Verbot fallen 
nicht ſolche Haarpflegemittel, welche die genannten Stoffe lediglich als Löſungsmittel in einer Ge- 
ſamtmenge von höchſtens 5 vom Hundert enthalten. 

(2) Bei der Herſtellung von Dauerwellen iſt beſonders ſorgſam vorzugehen. Es iſt ſtets ein 
Probewickel zu machen. Schadhafte Zubehörteile, insbeſondere Klammern und Wickler, dürfen 
keinesfalls verwendet werden, da ſonſt die Gefahr einer Beſchädigung der Kopfhaut beſteht. 


§ 10. 


Zur Handpflege dürfen nur ſaubere Tücher verwendet werden. Das Auftragen der Polier- 
mittel und das Polieren der Fingernägel hat unter Verwendung reiner Tücher zu erfolgen. Ein 
gebrauchtes Tuch darf erſt nach erfolgter Reinigung zur Bedienung eines anderen Kunden wieder 
gebraucht werden. Der zu allgemeinem Gebrauche dienende Nagelpolierhobel darf nur dann ver 
wendet werden, wenn er jedesmal nach Gebrauch mit den im §7 Abſ. 2 angegebenen Mitteln gründ⸗ 
lich gereinigt worden iſt. N 
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SALE 

() Kunden, die an einer anſteckenden oder ekelerregenden Krankheit leiden, dürfen in den 
Betriebsräumen nicht bedient werden. In Zweifelsfällen kann die Vorlegung eines Zeugniſſes ver- 
langt werden, in dem die Unbedenklichkeit der Erkrankung für die übrige Kundſchaft durch einen 
Arzt beſcheinigt wird. 

(2) Wird erſt während der Bedienung erkannt, daß eine anſteckende oder ekelerregende Krank— 
heit beſteht, ſo müſſen ſämtliche bei dem kranken Kunden benutzten Geräte ſofort gemäß § 14 des⸗ 
infiziert werden, ebenſo die Hände und Unterarme ſowie die gebrauchte Wäſche und die Arbeits— 
kleidung des Bedienenden. 

(3) Die abgeſchnittenen Haare dürfen in dieſem Falle einer gewerblichen Verwertung nicht 
zugeführt werden, ſondern ſind durch Verbrennen zu vernichten oder in einem beſonderen Gefäße 
zwei Stunden lang in einprozentiger Formaldehydlöſung oder mit Chlorkalk zu desinfizieren und 
ſodann unſchädlich zu beſeitigen. Der Fußboden und der Arbeitsplatz ſind gründlich zu reinigen. 

(4) In ihrer Wohnung dürfen Perſonen mit anſteckenden oder ekelerregenden Krankheiten 
nur dann bedient werden, wenn ſie ſich eigenes Gerät halten. Nach Bedienung des Kunden hat der 
Bedienende ſeine Hände und Unterarme ſowie die Arbeitskleidung gemäß § 14 zu desinfizieren. 

(5) In den Fällen der Abſ. 2 und 4 darf der Bedienende andere Kunden erſt bedienen, nach- 
dem er Hände und Unterarme desinfiziert ($ 14) und die Arbeitskleidung gewechſelt hat. 


§ 12. 

Sit ein Kunde mit Kopfläuſen behaftet, jo darf er erſt behandelt werden, nachdem die Kopf- 
läuſe abgetötet worden ſind. Nach Abſchluß der Bedienung ſind ſofort die benutzten Geräte, Bürſten 
und dergleichen ſowie die gebrauchte Wäſche und Arbeitskleidung nach den Vorſchriften des S 14 zu 
desinfizieren; der Arbeitsplatz iſt gründlich zu ſäubern. § 11 Abſ. 3 gilt entſprechend. Der 
Bedienende hat für ſeine perſönliche Reinigung nach den Vorſchriften des § 11 Abſ. 5 zu ſorgen. 


§ 13. 

Geräte, die bei der Behandlung von Leichen verwendet worden ſind, dürfen nicht mehr zur 
Bedienung von Lebenden benutzt werden. Sie müſſen von den dem allgemeinen Gebrauche dienenden 
und von den eigenen Geräten der Kunden (§ 8) abgeſondert in einem verſchließbaren Behälter 
aufbewahrt werden. Für die nachträgliche perſönliche Reinigung des Bedienenden gelten die Bor- 
ſchriften des $ 11 Abſ. 5. 

8 14. ö 

(1) Unter Desinfektion im Sinne dieſer Verordnung iſt die Vernichtung der praktiſch im 
Friſeurbetrieb vorkommenden Krankheitserreger, vornehmlich von Eitererregern, Syphiliserregern 
und Pilzarten, die Haut⸗ oder Haarkrankheiten hervorrufen, zu verſtehen. 

(2) Zur Desinfektion find ſchneidende Inſtrumente (Scheren und Haarſchneidemaſchinen, 
nachdem ſie auseinandergenommen ſind) entweder zehn Minuten lang in zweiprozentiger Soda⸗ 
löſung auszukochen und dann mit einem ſauberen Tuche zu trocknen oder mehrmals, wie im § 7 
angegeben, mit Alkohol gründlich abzureiben. Kämme und Bürſten ſind für zwei Stunden in eine 
einprozentige Formaldehydlöſung einzulegen, die durch Vermiſchen von 30 cem der etwa fünfund— 
dreißigprozentigen handelsüblichen Formaldehydlöſung (Formaldehyd solutus des Deutſchen 
Arzneibuchs) mit 970 cem Waſſer hergeſtellt wird. Nach Ablauf von zwei Stunden ſind die Geräte 
einige Minuten zur Beſeitigung des noch anhaftenden Formaldehydgeruchs in eine verdünnte 
Ammoniaklöſung zu legen, die durch Vermiſchen von 30 cem einer zehnprozentigen Ammoniak⸗ 
flüſſigkeit (Liquor Ammonii caustiei des Deutſchen Arzneibuchs) mit 970 cem Waſſer hergeſtellt 
wird und dann zu trocknen. Es iſt darauf zu achten, daß — umgekehrt wie bei der einfachen 
Reinigung nach § 7 Abſ. 2 — die Desinfektionsmaßnahmen zuerſt zu erfolgen haben und daß 
die mechaniſche Reinigung danach, d. h. an den getrockneten Geräten, vorzunehmen iſt. 

(3) Wäſche und Arbeitskleidung find durch zehn Minuten langes Auskochen mit zweiprozentiger 
Sodalöſung (200 g kriſtalliſierte Soda auf zehn Liter Waſſer) zu desinfizieren. Die Desinfektion der 
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Hände und Unterarme hat durch Abreiben mit Alkohol (von der im § 7 Ab. 2 angegebenen Stärke) 
oder mit Brennſpiritus, dem ein Teil Waſſer auf drei Teile Brennſpiritus zuzuſetzen iſt, und an⸗ 
ſchließendes gründliches Waſchen mit Seife und heißem Waſſer unter Zuhilfenahme einer Bürſte 
zu erfolgen. 
§ 15. 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung gelten ſinngemäß auch für ſolche Perſonen, die keine 
feſte Betriebsniederlaſſung haben oder außerhalb dieſer arbeiten. 


§ 16. 

Den mit der Überwachung der Durchführung dieſer Verordnung beauftragten Beamten der 
Polizei und des Geſundheitsamts ſowie den Beauftragten der Handwerkskammer und der Innung 
iſt während der üblichen Geſchäftsſtunden der Eintritt in die Betriebsräume und die dazugehörigen 
Nebenräume zu geſtatten. Auf alle einſchlägigen Fragen iſt wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen. 


8 17. 
Ein Abdruck dieſer Verordnung iſt in deutlich lesbarer Schrift in jedem Betriebsraum an 
einer in die Augen fallenden Stelle auszuhängen. 


§ 18. 

Wer den Vorſchriften dieſer Verordnung vorſätzlich oder fahrläſſig zuwiderhandelt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark, in beſonders ſchweren Fällen mit Haft bis zu 
zwei Wochen beſtraft. 

§ 19. 

(1) Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1938 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Polizeiverordnung über die Verwendung geſundheitsſchädlicher Stoffe 
und feuergefährlicher Gegenſtände im Friſeur⸗, Barbier- und Haarſchneidegewerbe vom 16. Oktober 
1934 (Geſetzſamml. S. 424) außer Kraft. 


Berlin, den 6. Dezember 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Pfundtner. 


(Nr. 14406.) Polizeiverordnung zur Anderung der Polizeiverordnung über die Errichtung von Klein⸗ 
ſiedlungen vom 22. Dezember 1936 (Geſetzſamml. 1937 S. 1). Vom 11. Dezember 1937. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird 
für das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 

Die Polizeiverordnung über die Errichtung von Kleinſiedlungen vom 4. Dezember 1931, 
18. Juli 1934, 7. Mai 1935, 22. Dezember 1936 (Geſetzſamml. 1931 S. 255, 1934 S. 339, 1935 
S. 71 und 1937 S. 1) wird dahin geändert, daß im 89 die Zahl „1937“ durch „1939“ erſetzt wird. 


Berlin, den 11. Dezember 1937. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 


In Vertretung: 
Landfried. 
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(Nr. 14407.) Polizeiverordnung zur Ergänzung der Polizeiverordnungen vom 14. Auguſt 1934 
(Geſetzſamml. S. 369) und vom 25. Mai 1937 (Geſetzſamml. S. 73) über die Herſtellung 
und das Abbrennen von Brandſätzen. Vom 14. Dezember 1937. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) in Ber 
bindung mit § 367 Ziffer 4 und 8 RStGB. wird im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der 
Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe für den Umfang des Landes Preußen folgende 
Polizeiverordnung erlaſſen: 

81. 
Die Vorſchrift des S 1 Abſ. 2 der Polizeiverordnung vom 14. Auguſt 1934 (Geſetzſamml. 
S. 369) gilt nicht für die dem Präſidium des Reichsluftſchutzbundes unterſtellten Luftſchutzlehrtrupps. 


8 2. 
Die Polizeiverordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1937 in Kraft. 
Berlin, den 14. Dezember 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 


Im Auftrage: 


Bracht. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
1. Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 252 vom 1. November 1937 
iſt eine von dem Miniſter des Innern für das preußiſche Staatsgebiet erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche 


Anordnung vom 29. Oktober 1937 über die Ein⸗ und Durchfuhr von Haſen und Kaninchen veröffentlicht 
worden, die mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 6. November 1937. 

Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 

2. Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 258 vom 8. November 1937 
iſt eine von dem Miniſter des Innern für das preußiſche Staatsgebiet erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche 
Anordnung vom 5. November 1937 über die Ein- und Durchfuhr von friſchem Fleiſch, Rauhfutter und 
Stroh aus Holland, Luxemburg und Belgien veröffentlicht worden, die mit dem Tage ihrer Veröffent⸗ 
lichung in Kraft getreten iſt. 

Berlin, den 15. November 1937. 

Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 

3. Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 270 vom 23. November 1937 

iſt eine von dem Miniſter des Innern erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche Anordnung vom 22. November 


1937 über das Einfuhrverbot von Klauenvieh und Rauhfutter nach Oſtpreußen veröffentlicht worden, 
die mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 30. November 1937. 
Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorschrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Auguſt 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Lohſer Werke in Berlin 
zur Kohlengewinnung in der Gemarkung Lohs 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr. 37 S. 197, ausgegeben am 11. Sept. 1937; 


10. 


be 


12. 


Preuß. Geſetzſammlung 1937. Nr, 21, ausgegeben am 22. 12. 37, 171 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Oktober 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (W i 
zur Erweiterung eines Standortübungsplatzes in Frankfurt a. M. 1 N 
heim und Seckbach) 


durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 44 S. 186, ausgegeben am 30. Oktober 1937: 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Oktober 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Schulverband E 
eines Spiel⸗ und Turnplatzes für die Schule in Eſſenrode Neneobe zur Anlage 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 45 S. 152, ausgegeben am 6. November 1937: 
7 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Oktober 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus 
zum Zwecke der Erhaltung eines beſtehenden bäuerlichen Betriebs i 515 ne 
Schwarzenmoor 


durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 46 S. 165, ausgegeben am 13. November 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Oktober 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Wirtſchaftliche Forſchungsgeſellſchaft 
mbH. in Berlin zur Errichtung einer Reichszwecken dienenden Anlage im Kreiſe Gifhorn 
durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 45 S. 152, ausgegeben am 6. November 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Oktober 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Iſerlohn für die Er⸗ 
weiterung des Schulhofs der Horſt-Weſſel⸗Schule 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 47 S. 150, ausgegeben am 20. November 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Oktober 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Weſtfäliſche Kleinbahnen A. G. in 
Letmathe für die Aufrechterhaltung des Betriebs der Kleinbahn Weſtig — Ihmert — Altena 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 47 S. 150, ausgegeben am 20. November 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. November 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) für den Ausbau der Reichsſtraße Nr. 235 in der Gemarkung Albachten 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 47 S. 183, ausgegeben am 20. November 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. November 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) für den Ausbau der Reichsſtraße Münſter — Telgte (Anlage eines Rad⸗ und 
Fußwegs) in der Gemarkung St. Mauritz 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 47 S. 183, ausgegeben am 20. November 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. November 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Firma Rotenburger Metallwerke 
Rudolf Stierlen, Kommanditgeſellſchaft in Rotenburg, zur Anlage eines Anſchlußgleiſes 
und zur Erweiterung des Lagerplatzes 

durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 47 S. 271, ausgegeben am 20. November 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. November 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus 
zum Bau einer Kaſerne in der Gemeinde Hemer 55 an 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 48 S. 153, ausgegeben am 27. November 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. November 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Damgarten zur Durchführun 
eines Bauvorhabens für Werkangehörige des Flugplatzes Pütnitz ® De 


durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr.47 S. 263, ausgegeben am 20. November 1937; 
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13. 


14. 


15. 


16. 
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18. 


19. 


20. 


21. 


Preuß. Geſetzſammlung 1937. Nr. 21, ausgegeben am 22. 12. 37. 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. November 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Liebenzig zum Bau 
einer Schule 


durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 47 S. 200, ausgegeben am 20. November 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. November 1937 a 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus) für 
den Bau einer Verpflegungsanlage und die Herſtellung eines Gleisanſchluſſes in den 
Gemarkungen Halbendorf und Stefanshöh 


durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 48 S. 273, ausgegeben am 27. November 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. November 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver— 
waltung) zum Ausbau der Reichsſtraße 54 in der Gemarkung Dahl 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 49 S. 155, ausgegeben am 4. Dezember 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. November 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Firma Robert Sondermann in Heggen 
zur Vergrößerung ihres Betriebs 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 50 S. 161, ausgegeben am 11. Dezember 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. November 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Deutſche Reichspoſt) 
zum Bau einer Telegraphenanlage in der Gemarkung Münſter 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 50 S. 195, ausgegeben am 11. Dezember 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. November 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Ahaus für den Ausbau der 
Straßenecke Adolf-Hitler⸗Straße und Königſtraße 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 50 S. 195, ausgegeben am 11. Dezember 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. November 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Harſewinkel für den chauſſee⸗ 
mäßigen Ausbau des von der Provinzialſtraße zum neuen Hartſteinwerk abzweigenden 
öffentlichen Gemeindewegs 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 50 S. 195, ausgegeben am 11. Dezember 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Dezember 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Steinfurt zur Beſeitigung der 
Kurve vor dem Gehöfte des Bauern Marſchall an der Kreisſtraße Laer Borghorſt in der 
Gemeinde Laer 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 50 S. 195, ausgegeben am 11. Dezember 1937; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Dezember 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Dormagen für den Bau 
einer Turnhalle 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 50 S. 289, ausgegeben am 11. Dezember 1937. 
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